
 
SATZUNG 

 
A. 

ALLGEMEINE 
BESTIMMUNGEN 

 
 

§ 1  
Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 

Deutsche Geothermische Immobilien AG. 
 
(2) Sie hat ihren Sitz in  
 

München. 
 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2  
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist  
 

a) Erwerb von Beteiligungen an anderen Unternehmungen und Gesell-
schaften, 

 
b) Geschäftsführung in und Vertretung solcher Unternehmungen und 

Gesellschaften zu a), 
 
c) Übernahme von Verwaltung, Managementaufgaben und Beratung 

(Organisation, Finanzierung, Kapitalmarkt usw.) an anderen Unter-
nehmungen und Gesellschaften mit Ausnahme von Rechts- und 
Steuerberatung sowie 

 
d) die deutschlandweite Anwendung geothermischer Energiebereitstel-

lung im Zusammenhang mit dem Handel, der Verwertung und Ver-
waltung von Immobilien einschließlich der Errichtung und Sanierung 
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von Gebäuden, insbesondere der Erwerb, die Veräußerung, die An- 
und Vermietung und die An- und Verpachtung von bebauten und un-
bebauten Grundstücken sowie von Rechten an derartigen Grundstü-
cken, die Übernahme von Projektentwicklungsaufgaben, die Erbrin-
gung von technischen und betriebswirtschaftlichen Beratungsleistun-
gen im Zusammenhang mit bebauten und unbebauten Grundstücken 
einschließlich der Bewertung sowie der Einbringung und Vermittlung 
von Handwerkerleistungen und Hausmeisterdiensten. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem 

Gegenstand des Unternehmens unmittelbar und mittelbar zu dienen geeignet 
sind. 

 
(3) Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen errichten. 
 
 

§ 3  
Grundkapital 

 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt  
 

€ 220.000,00 
 

i.W. Euro zweihundertundzwanzigtausend. 
 
(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 
 

220.000 
 

Stückaktien. 
 
(3) Ausstehende Einlagen sind nach Aufforderung des Vorstands zur Einzahlung 

fällig; die Aufforderung erfolgt durch eingeschriebenen Brief an die Aktionäre. 
 
 

§ 3 a 
Genehmigtes Kapital 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft von 220.000 € um 
bis zu 80.000 € in der Zeit bis zum 27.06.2016 mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien 
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gegen Bar- oder Sacheinlage zu erhöhen (genehmigtes Kapital) und mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 
 
 

§ 4  
Aktien 

 
(1) Sämtliche Aktien der Gesellschaft lauten auf den Inhaber. 
 
(2) Die Form der Aktienurkunden setzt der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates fest. Die Gesellschaft kann Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine 
ausgeben. Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusam-
menfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen (Globalaktien, Globalur-
kunden). 

 
(3) Für Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine sowie Schuldverschreibungen 

und Zins- und Erneuerungsscheine gilt Abs. 2 Satz 1. 
 
(4) Das Recht der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen. 
 
(5) Die Anwendung von § 27a Abs. 1 WpHG wird ausgeschlossen.  
 

B. 
ORGANE DER 

GESELLSCHAFT 
 
I. 

Vorstand 
 

§ 5  
Zusammensetzung und Geschäftsordnung des Vorstands 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens einer Person. Auch dann, wenn das 

Grundkapital der Gesellschaft den Betrag von € 3.000.000,00 übersteigt, kann 
der Vorstand aus einer Person bestehen. Es können stellvertretende Vor-
standsmitglieder bestellt werden. 

 
(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt im Rahmen 

von Abs. 1 ihre Zahl. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands 
sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 
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(3) Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit der an der 
Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst, soweit 
das Gesetz nicht zwingend Einstimmigkeit vorschreibt. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, soweit der Vorstand aus 
mindestens drei Mitgliedern besteht. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen. Der 

Geschäftsverteilungsplan des Vorstands bedarf seiner Zustimmung. 
 
 

§ 6  
Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 

 
(1) Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der Gesellschaft nach 

Maßgabe der Gesetze, der Satzung, der Geschäftsordnung für den Vorstand 
und des Geschäftsverteilungsplans zu führen. 

 
(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. 

Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei 
Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit ei-
nem Prokuristen gesetzlich vertreten. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass 
einzelne oder alle Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind. Der Auf-
sichtsrat kann weiter allgemein oder für den Einzelfall bestimmen, dass ein-
zelne oder alle Vorstandsmitglieder berechtigt sind, die Gesellschaft bei 
Rechtsgeschäften als Vertreter eines Dritten zu vertreten. 

 
(3) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats 
 

a) zur Veräußerung des Unternehmens im Ganzen; 
b) zum Abschluss von Verträgen oder Plänen nach dem Umwandlungsgesetz; 
c) zum Abschluss von Unternehmensverträgen nach § 291 AktG. 

 
Darüber hinaus ordnet der Aufsichtsrat in der Geschäftsordnung für den Vor-
stand oder durch Beschluss an, welche Arten von Geschäften seiner Zustim-
mung bedürfen.  
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II. 
Aufsichtsrat 

 
§ 7  

Zusammensetzung und Amtsdauer 
 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 
 
(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt – soweit die Hauptversammlung 

nicht eine kürzere Amtszeit beschließt – für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 
beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

 
(3) Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder 

für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt wer-
den. Sie werden nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglie-
der des Aufsichtsrates, wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Ersatzmitglie-
der sie gewählt wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus-
scheiden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, so er-
lischt sein Amt, falls in der nächsten oder übernächsten Hauptversammlung 
nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen stattfin-
det, mit Beendigung dieser Hauptversammlung, anderenfalls mit Ablauf der 
restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. 

 
(4) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds ge-

wählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden 
Mitglieds. Soll die Nachwahl für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des 
Aufsichtsrates das Ausscheiden eines nachgerückten Ersatzmitglieds bewir-
ken, bedarf der Beschluss über die Nachwahl einer Mehrheit von drei Vierteln 
der abgegebenen Stimmen. 

 
(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat niederlegen. Die Niederlegung muss durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates erfolgen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund 
bleibt hiervon unberührt. 
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§ 8  
Vorsitzender und Stellvertreter 

 
(1) Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte 

einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für 
die Amtsdauer der gewählten oder einen kürzeren vom Aufsichtsrat bestimm-
ten Zeitraum. Stellvertreter haben die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates, wenn dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertretern 
gilt die bei ihrer Wahl bestimmte Reihenfolge. 

 
(2) Scheidet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter vorzeitig aus dem 

Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche 
Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 
§ 9  

Sitzungen des Aufsichtsrats 
 
(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden des Auf-

sichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen in Textform einberufen. Bei der Be-
rechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag 
der Sitzung nicht mitgerechnet. Mit der Einberufung sind die Gegenstände der 
Tagesordnung mitzuteilen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese 
Frist angemessen verkürzen und mündlich einberufen. 

 
(2) Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats oder im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter. 
 
 

§ 10  
Beschlüsse des Aufsichtsrats 

 
(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. 
 

Außerhalb von Sitzungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates schriftliche, fernschriftliche oder fernmündliche Beschlussfassun-
gen oder Beschlüsse durch elektronische Medien erfolgen, wenn kein Mitglied 
diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemesse-
nen Frist widerspricht. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schrift-
lich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für Abstimmungen außerhalb 
von Sitzungen gelten die nachstehenden Bestimmungen entsprechend. 
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(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
an der Beschlussfassung teilnimmt. In jedem Fall müssen drei Mitglieder an 
der Beschlussfassung teilnehmen. 

 
(3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichts-

rates dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder 
schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. 

 
(4) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden, soweit das Gesetz nicht zwingend 

etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Dabei gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Wahlen ge-
nügt die verhältnismäßige Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates den Ausschlag; das gilt auch bei Wahlen. 
Nimmt der Vorsitzende des Aufsichtsrates an der Abstimmung nicht teil, so 
gibt die Stimme seines Stellvertreters den Ausschlag. 

 
(5) Der Aufsichtsratsvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrates die 

zur Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrates erforderlichen Willenser-
klärungen abzugeben und an den Aufsichtsrat gerichtete Willenserklärungen 
in Empfang zu nehmen. 

 
(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates sind Niederschrif-

ten anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmungen 
außerhalb von Sitzungen vom Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen sind. 

 
(7) Die Unwirksamkeit oder Rechtswidrigkeit von Beschlüssen des Aufsichtsrats 

kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Monat seit Kenntnis von 
der Beschlussfassung gerichtlich geltend gemacht werden. 

 
§ 11  

Geschäftsordnung 
 
Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung 
selbst fest. 
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§ 12  
Ausschüsse 

 
(1) Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften aus seiner 

Mitte Ausschüsse bilden und ihnen in seiner Geschäftsordnung oder durch 
besonderen Beschluss Aufgaben und Befugnisse übertragen. 

 
(2) Für Aufsichtsratsausschüsse gelten die Bestimmungen dieser Satzung für den 

Aufsichtsrat sinngemäß, soweit die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats im 
Rahmen des Gesetzes nichts Abweichendes anordnet. Bei Abstimmung und 
bei Wahlen gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden 
des Ausschusses den Ausschlag. 

 
(3) Von einem Aufsichtsratsausschuss beschlossene Willenserklärungen gibt im 

Namen des Ausschusses dessen Vorsitzender ab. 
 

§ 13  
Vergütung 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 

Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 
4.000 €. Der Vorsitzende erhält das Doppelte, der stellvertretende Vorsitzende 
das Anderthalbfache dieser Aufwandsentschädigung. Für das Geschäftsjahr 
2013 erfolgen die Zahlungen zeitanteilig ab dem 19.09.2013. 

 
(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ferner Ersatz aller Auslagen sowie 

Ersatz der etwa auf ihre Vergütung und Auslagen entfallenden Umsatzsteuer. 
 
(3) Die Gesellschaft kann die Mitglieder des Aufsichtsrats weiter gegen Inan-

spruchnahme aus ihrer Haftung nach §§ 116, 93 AktG versichern. 
 
(4) § 113 Abs. 2 AktG bleibt unberührt. 
 
 

§ 14  
Satzungsänderungen 

 
Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betref-
fen, zu beschließen.  
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III. 
Hauptversammlung 

 
§ 15  

Ort und Einberufung 
 
(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder nach Wahl des 

einberufenden Organs an einem deutschen Börsenplatz statt. 
 
(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich 

vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 
 
(3) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften.  
 
 

§ 16  
Teilnahme an der Hauptversammlung 

 
(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

in der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die der 
Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts nach Maßgabe von Abs. 2 nachgewiesen ha-
ben. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und zur Ausübung des Stimmrechts ist ein in Textform erstellter besonde-
rer Nachweis des Anteilsbesitzes eines zur Verwahrung von Wertpapieren in 
Deutschland zugelassenen Instituts erforderlich und ausreichend; der Nach-
weis muss in deutscher Sprache verfasst sein. In der Einberufung können wei-
tere Sprachen, in denen der Nachweis verfasst sein kann, sowie weitere Insti-
tute, von denen der Nachweis erstellt werden kann, zugelassen werden. Der 
Nachweis hat sich auf den für börsennotierte Gesellschaften gesetzlich be-
stimmten Zeitpunkt vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der 
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse inner-
halb der für börsennotierte Gesellschaften gesetzlich bestimmten Frist vor der 
Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen 
zu bemessende Frist für den Zugang des Nachweises vorgesehen werden. 

 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit 

des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen 
auch an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimm-
rechts zurückweisen. 
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(3) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die 

Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. § 135 AktG bleibt unbe-
rührt. 

 
(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptver-

sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmäch-
tigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilwei-
se im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-
Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang 
und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung zu treffen. Diese 
werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 
(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre auch ohne Teilnahme 

an der Hauptversammlung ihre Stimmen schriftlich oder im Wege elektroni-
scher Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch er-
mächtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 
 

§ 17  
Stimmrecht 

 
(1) Jede Aktie gewährt eine Stimme. 
 
(2) Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der gesetzlichen 

Mindesteinlage. 
 
(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen ohne 

an der Hauptversammlung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elektroni-
scher Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch er-
mächtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Diese werden, sofern von 
dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht wird, mit der Einberufung der Haupt-
versammlung bekannt gemacht. (§ 118 Abs. 2 AktG) 
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§ 18  
Vorsitz in der Hauptversammlung 

 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsra-

tes oder ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsrats-
mitglied der Aktionäre. Für den Fall, dass kein Mitglied des Aufsichtsrats den 
Vorsitz übernimmt, so eröffnet ein vom Vorstand zu bestimmendes Mitglied 
des Vorstands die Hauptversammlung und lässt den Versammlungsleiter 
durch die Hauptversammlung wählen. 

 
(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfol-

ge der Behandlung der Tagesordnung sowie die Art und Reihenfolge der Ab-
stimmungen. Er kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich ange-
messen beschränken. 

 
(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- 

und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu be-
stimmenden Weise zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form er-
folgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 

 
 

§ 19  
Beschlussfassung 

 
(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende 

gesetzliche Vorschriften etwas anderes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen und, soweit das Gesetz außer der Stimmenmehrheit 
eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Kapitals gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. 

 
(2) Wird bei einer Wahl im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht 

erreicht, so findet eine engere Wahl unter den Personen statt, denen die bei-
den höchsten Stimmenzahlen zugefallen sind. Bei der engeren Wahl ent-
scheidet die höchste Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Vor-
sitzenden zu ziehende Los. 
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§ 20  
Niederschrift über die Hauptversammlung 

 
Für die Niederschrift über die Hauptversammlung gilt § 130 AktG. 
 
 

C. 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 
§ 21  

Jahresabschluss 
 
(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss 

(Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) und - soweit erfor-
derlich - den Lagebericht aufzustellen und mit einem Vorschlag über die Ver-
wendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

 
(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands 

und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen - gege-
benenfalls eine Abschlussprüfung zu veranlassen - und über das Ergebnis 
seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat sei-
nen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen 
sind, dem Vorstand zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jah-
resabschluss, ist dieser festgestellt. 

 
(3) Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand 

die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, der 
Lagebericht des Vorstands, der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag 
des Vorstandes für die Verwendung des Bilanzgewinns sind von der Einberu-
fung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre 
auszulegen. 

 
§ 22  

Gewinnverwendung 
 
(1) Für die Gewinnverwendung gelten die gesetzlichen Bestimmungen. In einem 

Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnverteilung neuer Aktien abwei-
chend von § 60 Abs. 2 Satz 3 des Aktiengesetzes festgesetzt werden. Die 
Hauptversammlung kann auch eine andere Verwendung bestimmen, als in § 
58 Abs. 3 Satz 1 des Aktiengesetzes vorgesehen. 
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(2) Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates im Rahmen des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Ak-
tionäre ausschütten. 

 
 

§ 23  
Rücklagen 

 
(1) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie 

den gesamten Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen einstellen, so-
lange die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht über-
steigen oder nach der Einstellung übersteigen würden.  

 
(2) Bei der Errechnung des gemäß Abs. (1) in andere Gewinnrücklagen einzustel-

lenden Teils des Jahresüberschusses sind Beträge, die in die gesetzliche 
Rücklage einzustellen sind und ein Verlustvortrag vorab abzuziehen. 

 
 

§ 24  
Gründungsaufwand 

 
Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Gerichts- und Notarkosten 
einschließlich der Kosten der Veröffentlichung sowie sonstige Rechts- und Steuer-
beratungskosten bis zu einem Gesamtbetrag von 
 

€ 2.500,--. 
 
 

§ 25  
Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger. 
 
(2) Informationen an die Aktionäre können auch im Wege der Datenfernübertra-

gung übermittelt werden. 
 
 

- Ende der Satzung - 
 


